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Ein Online-
Archiv ist

immer aktu-
ell, sagen

Richter. Diese
Ansicht ist

umstritten 

„Das führt zur
Verfälschung

der historischen
Abbildung“
Aus einem Urteil

des OLG Frankfurt

Namenlose Täter

Auch ein Mörder hat ein
Recht auf Resozialisierung.
Darf er deswegen Online-
archiven die Nennung
seines Namens verbieten?
Die Anbieter sehen ihr
Geschäftsmodell gefährdet

VON RENÉ MARTENS , HAMBURG

A
ls der „Spiegel“ in der
vergangenen Woche das
Portal wissen.spiegel.de an
den Start brachte und da-

mit unter anderem sein komplettes
Zeitschriftenarchiv online frei zu-
gänglich machte, war den Verlags-
managern die Auf-
merksamkeit der
Branche sicher. Auch
das Magazin „Focus“
stieß auf Wohlwol-
len, als es bereits
Mitte Januar sein
Archiv kostenlos ins
Internet stellte.

Aus dem Blick geraten ist dabei
die juristische Debatte um die
Onlinearchive: In Medienhäusern
herrscht seit einiger Zeit eine ge-
wisse Rechtsunsicherheit darüber,
ob ältere, online bereitgehaltene
Beiträge permanent persönlich-
keitsrechtlich zu prüfen seien.
Müssen beispielsweise die Namen
von Mördern, deren Taten einen ge-
wissen Zeitraum zurückliegen, in
Onlinearchiven abgekürzt werden? 

Ausgelöst wurde die Diskussion
durch Dutzende von Klagen, unter
anderem gegen den „Spiegel“, den
Norddeutschen Rundfunk und di-
verse Zeitungsverlage. Angestrengt
haben sie Rainer K., der 1996 den
Unternehmer Jakub Fiszman ent-
führte und ermordete, der Serien-
täter Peter H. sowie Wolfgang W.
und Manfred L., die für den Tod des
Schauspielers Walter Sedlmayr ver-
antwortlich sind. 

Die Kläger sehen durch die Nen-
nung ihres vollen Namens in online
abrufbaren Beiträgen ihr Persön-
lichkeitsrecht verletzt – und beru-
fen sich dabei auf ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichts von
1973 (Az.: 1 BvR 536/72).
Demnach ist es unzu-
lässig, sich über die ak-
tuelle Berichterstattung
hinaus „zeitlich unbe-
schränkt mit der Person
eines Straftäters und
seiner Privatsphäre“ zu
befassen – der Täter
habe ein Recht auf So-
zialisierung. 

In einem anderen folgenschwe-
ren Fall klagte eine ehemalige Kiez-
größe aus Hamburg. Die „taz“ hatte
den Mann in Artikeln aus den Jah-
ren 2002 und 2003 (die im Internet
zugänglich waren) mit einem diffa-
mierenden Spitznamen bezeich-
net. Der war in den Hamburger Me-
dien jahrzehntelang gebräuchlich;
erst seit 2005 geht der Gentleman
dagegen vor. Die kuriose Spitzna-
menssache brachte beispielsweise
die Pressekammer des Landge-
richts Hamburg dazu, die Berechti-

gung des Begriffs Onlinearchiv in-
frage zu stellen: „Der Unterschied
zu den Meldungen anderer Berei-
che ist lediglich der, dass es sich un-
ter den hier vorgehaltenen Meldun-
gen um solche älteren Datums han-
delt“ (Az.: 324 O 468/06). 

Ein Urteil des 7. Zivilsenats des
Oberlandesgerichts (OLG) Ham-
burg zur selben Causa untermauert
diese Position: „Die Bereithaltung
eines Beitrags auf einer Internet-

seite stellt eine ständige
Verbreitung dar. Ihre
Rechtmäßigkeit be-
stimmt sich daher nach
den Verhältnissen zur
Zeit der jeweiligen Ab-
rufbarkeit“ (Az.: 7 U
53/07). Mit anderen
Worten: Es gibt gar
keine Onlinearchive.
Alles, was im Internet

steht, ist, rechtlich gesehen, aktuell
– und muss sich an den aktuellsten
rechtlichen Maßstäben messen las-
sen. Egal, ob der Artikel ursprüng-
lich 1947 erschienen ist oder 2007. 

Dieses OLG-Urteil, gerade mal
drei Seiten dünn, ist auch sonst von
enormer Sprengkraft: Wenn „archi-
viertes Material Dritten zur Ver-
fügung gestellt“ werde, obliege es
„dem Betreiber des Pressearchivs
als Verbreiter, zuvor die Zulässig-
keit unter dem Gesichtspunkt des
Persönlichkeitsschutzes zu prüfen.

Eine derartige Verantwortlichkeit
trifft auch den Betreiber eines on-
line gestellten Archivs“. Interessant
ist hier das Wörtchen „auch“. Nach
Ansicht des OLG müsste nicht nur
online ständig revidiert werden,
sondern auch offline – also zum
Beispiel in den Bibliotheken. 

Zumindest, was die traditionel-
len Archive betreffe, sei diese Posi-
tion „verfassungswidrig“, sagt Se-
bastian Seelmann-Eggebert von
Latham & Watkins. Seine Kanzlei
vertritt Spiegel Online, das sich der-
zeit in Hamburg einer Klage der
Sedlmayr-Mörder zu erwehren hat
(Az.: 324 O 507/07 und 509/07).
Mitte Januar siegten die Kläger vor
dem Landgericht. Spiegel Online
und Latham & Watkins haben be-
reits ankündigt, in die Berufung zu
gehen – und notfalls auch bis zum
Bundesgerichtshof.

Für Rechtsanwalt Ulrich Ame-
lung von der Berliner Kanzlei Ho-
gan & Hartson Raue, die unter an-
derem den Springer-Verlag vertritt,
ist die Forderung des Hamburger
OLG realitätsfremd: „Ein Pro-
gramm zu entwickeln, das automa-
tisch die Suche nach Artikeln über
Straftäter durchführt, dabei sämtli-
che presserechtlich vermeintlich
gefährlichen Beiträge erfasst und
diese löscht oder persönlichkeits-
rechtlich anpasst, ist praktisch
nicht machbar.“

Die meisten Obergerichte sind
zwar anderer Auffassung als die
Kollegen in Hamburg. So heißt es in
einem Urteil des OLG Frankfurt
(Az.: 16 W 55/06): „Dass archivierte
Äußerungen veraltet
und nicht mehr von ak-
tuellem Bezug sind, er-
gibt sich aus der Natur
der Sache.“ Eine nach-
trägliche Veränderung
führe „zu einer Verfäl-
schung der histori-
schen Abbildung“. 

Die extravagante Po-
sition der Hamburger
wiegt aber schwer. Im
deutschen Presserecht
gilt nämlich, dass ein
Betroffener überall
dort klagen kann, wo
eine vermeintlich ver-
botswürdige Äußerung
verbreitet worden ist –
wenn es um TV-Bei-
träge oder Internetver-
öffentlichungen geht,
also überall in der Re-
publik. Handelt es sich
um einen reinen Print-
beitrag, reicht es aus, wenn ein
Exemplar der Zeitung oder Zeit-
schrift in der jeweiligen Stadt im
Bahnhofsbuchhandel erhältlich ist.
Da sich die Hamburger Pressekam-
mer den Ruf erworben hat, verbots-
freudig zu sein, ist Hamburg ein be-

liebtes Ziel des Klägertourismus.
Der Fiszman-Mörder Rainer K. hat
zwar in mittlerweile sieben Fällen,
zuletzt am 12. Februar (Az.: 7 U
60/07), in zweiter Instanz verloren,

nachdem er vor dem
Landgericht erfolg-
reich gewesen war.

Allerdings hat der Se-
nat dabei keineswegs
seine grundsätzliche
Position zu Online-
archiven revidiert. Er
argumentierte ledig-
lich, dass die von Rai-
ner K. beanstandeten
Internetbeiträge kei-
neswegs seine Resozia-
lisierung gefährdeten.
Hintergrund: Sein Ent-
lassungstermin ist gar
nicht absehbar; er
wurde 1998 zu lebens-
langer Haft plus an-
schließender Sicher-
heitsverwahrung ver-
urteilt. 

Eine Revision hat das
Oberlandesgericht
nicht zugelassen, doch

das Ende der Fahnenstange ist
noch nicht erreicht. Fiszman-Mör-
der K. strebt nun eine Nichtzulas-
sungsbeschwerde beim Bundesge-
richtshof an. Und hat dort erst kürz-
lich einen Antrag auf Prozesskos-
tenhilfe gestellt.

Mörderisch
Lebach-Fall 1973
fällte das Bundes-
verfassungsgericht
mit der Lebach-
Entscheidung ein
Grundsatzurteil zur
Resozialisierung von
Mördern. 

Information Danach
muss es der Täter
nicht ohne Weiteres
hinnehmen, wenn
eine spätere – nicht
mehr tagesaktuelle
– Berichterstattung
über die Tat seine
Persönlichkeitsrechte
verletzt. 
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Überraschende Klauseln 
Beim Kauf eines Autos gibt es vieles
zu beachten. Auch, das Formular mit
den allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen (AGB) zu unterschreiben. Das gilt
meist als die leichteste Übung: Steht
ja doch nur das Übliche drin. Unter-
schrift genügt, und der Wisch ist vom
Tisch. Aber was passiert, wenn das A
in AGB lügt und der Vertrag unge-
wöhnliche Klauseln enthält, die kei-
neswegs als „allgemein“ gelten dürf-
ten? Diese Frage stellte sich einem
Autokäufer, der sein Auto kosten-
pflichtig bei einer bestimmten Werk-
statt zu warten hatte. So stand es in
den AGB, so hatte er unterschrieben.
Das wollte der Käufer nicht hinneh-
men – und bekam recht. Ein Vertrags-
punkt ist nicht allgemein, sondern
ungewöhnlich, wenn der Käufer damit
nicht rechnet, sagten die Richter. Oder
wenn der kritische Punkt aus dem
Vertrag nicht deutlich erkennbar wird
oder an einer unüblichen Stelle auf-
taucht. So zumindest entschied das
Bundesarbeitsgericht in einem ähnli-
chen Fall (Az.: 7 AZR 605/06). Als
überraschend im juristischen Sinn gilt
es ebenfalls, wenn Erwartungen
geweckt werden, die nicht den Tatsa-
chen entsprechen. Versichert der
Autohändler im Verkaufsgespräch also,
dass die Bremsen einwandfrei funktio-
nieren, haftet er bei Bremsversagen.
Der Gewährleistungsausschluss in den
AGB wird unwirksam. JAKOB HAUPT

ist das Monatsmagazin der FTD mit
Fallstudien aus der Unternehmenspraxis.
Nächster Erscheinungstermin ist der
4. März. Weitere Beiträge zu Management,
Recht und Steuern finden Sie unter

WWW.ENABLE.DE

NACH RICHTEN

Anspruch auf einen
schnellen Prozess
Ein Häftling muss eine zu lange Pro-
zessdauer nicht hinnehmen. Das geht
aus einem Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts hervor (Az.: 2 BvR
2652/07). Verfassungsbeschwerde hat-
te ein Mann eingelegt, der seit Ende
Oktober 2006 wegen des Verdachts
des bandenmäßigen Handels mit
Betäubungsmitteln in Untersuchungs-
haft sitzt. Die Richter sahen das Frei-
heitsgrundrecht des Mannes verletzt.
Die Gerichte hätten nicht nachvoll-
ziehbar dargelegt, warum so zögerlich
terminiert wurde, um das Verfahren
zeitgerecht abzuschließen. Die Ent-
scheidung wurde jetzt erneut an das
Brandenburgische Oberlandesgericht
zurückverwiesen. DPA

Gericht muss über
Formmängel aufklären
Legt ein Kläger nach einem verlore-
nen Prozess ein Rechtsmittel formell
falsch ein, muss ihn das Gericht
sofort darauf hinweisen und den Feh-
ler detailliert erklären, so das Landes-
sozialgericht (LSG) Rheinland-Pfalz
(Az.: L 5 P 11/07). Der Kläger hatte
gegen ein Urteil des Sozialgerichts
Koblenz rechtzeitig per E-Mail Beru-
fung eingelegt, allerdings ohne die
gesetzlich vorgeschriebene elektroni-
sche Signatur. Dem Kläger wurde
daraufhin lediglich mitgeteilt, dass sie
fehle. Als der Kläger dann in Papier-
form Berufung einlegte, war die Frist
abgelaufen. Das LSG ließ sie aber
trotzdem zu, da der Kläger nicht ord-
nungsgemäß über die Mängel seines
elektronisch eingelegten Rechtsmittels
belehrt worden sei. DPA

AKTUELLE RECHTSPRECHUNG

Freie Investorenwettbewerbe sind unzulässig
Grundstücksverkäufe mit Bauverpflichtun-
gen müssen innerhalb der EU ausgeschrie-
ben werden.
OLG Düsseldorf v. 13. 6. 07, 12. 12. 07 u. 6. 2. 08

Az.: Verg 2/07, 30/07 und 37/07

Städte und Gemeinden, die Grundstücke mit

einer Bauverpflichtung verkaufen wollen, un-

terliegen den Vorschriften des Vergaberechts.

Übersteigen die Verträge den Schwellenwert

von 5,15 Mio. €, müssen sie innerhalb der

Europäischen Union ausgeschrieben werden.

So schreibt es die Rechtsprechung des Europä-

ischen Gerichtshofs (Az.: C-220/05) und des

Oberlandesgerichts Düsseldorf vor.

Danach liegt selbst dann ein Bauvertrag im

Sinne des EU-Vergaberechts vor, wenn die öf-

fentliche Hand selbst keine Bauleistungen be-

schafft, also nicht Eigentümer oder Nutzer der

Bauwerke wird. Vielmehr genügt es, dass

städtebauliche Erfordernisse an die Bebauung

und Nutzung des Grundstücks gestellt werden.

Das kann beispielsweise ein Einkaufs- oder 

Ärztezentrum sein, das den Stadtteil aufwer-

ten soll. Nur reine Grundstückskaufverträge

müssen nicht ausgeschrieben werden. Wird

die Ausschreibungspflicht missachtet, können

die Verträge nichtig werden, zumindest jedoch

angefochten werden. 

Die Entscheidungen führen zu einer erhebli-

chen Ausdehnung des Vergaberechts. Die übli-

che Praxis der Kommunen, ihre Stadtentwick-

lung über Grundstücksverkäufe mit städtebau-

lichen Anforderungen zu lenken, ist nur noch

in EU-weiten, transparenten und diskriminie-

rungsfreien Vergabeverfahren möglich. Freie

Investorenwettbewerbe, in denen die Parteien

die Grundstücksnutzungen erst entwickeln,

sind unzulässig. Ob aber ein förmliches Verga-

beverfahren den oft konträren Interessen ge-

recht wird, muss bezweifelt werden. Das ver-

tragliche Städtebaurecht steht damit mögli-

cherweise vor dem Ende.

JENS BRAMBRING  ist Rechtsanwalt in der

Kanzlei GSK Stockmann & Kollegen in Hamburg. 

Interessenkollision darf nicht geheim bleiben 
Wenn sie häufig auch für den Gegner arbei-
ten, müssen Anwälte vor Mandatsübernah-
me ihren Auftraggeber darüber informieren.
BGH vom 8. November 2007

Az.: IX ZR 5/06

Ein Anwalt muss seinen Klienten vor der

Annahme eines neuen Mandats darüber in-

formieren, dass seine Sozietät die Gegenseite

häufig in Rechtsangelegenheiten vertritt. Das

soll nach einem Grundsatzurteil des Bundes-

gerichtshofs (BGH) unabhängig davon gelten,

ob ein tatsächlicher oder rechtlicher Zusam-

menhang zu dem neuen Mandat besteht. 

In dem vorliegenden Fall hatte eine Mandantin

die beauftragte Kanzlei auf Schadensersatz ver-

klagt, nachdem die Sozietät nicht bereit war,

sie gerichtlich gegen eine Person zu vertreten,

und dies damit begründete, für diese Person

häufig als Rechtsbeistand tätig zu sein.

Der BGH betont, dass häufige Aufträge der-

selben Partei zu wirtschaftlicher Abhängigkeit

oder zu einer besonderen Identifizierung mit

deren Angelegenheiten führen können. Die

Fähigkeit eines Anwalts, sich in der gebotenen

umfassenden, nur den Interessen des Auftrag-

gebers verpflichteten Art und Weise einzuset-

zen, wird so beeinträchtigt. Selbst wenn der

Anwalt sich die Übernahme des Mandats zu-

traut, muss er häufige Tätigkeiten für den

Gegner durch ihn oder einen Kollegen vorher

offenlegen. Auch wenn der Anwalt den Klien-

ten nur eingeschränkt – zum Beispiel nur

außergerichtlich – vertreten will, hat er die

Beziehung zum Gegner ungefragt vor An-

nahme des Mandats zu offenbaren.

Verletzt er seine Aufklärungspflicht, kann er

seinen Anspruch auf Vergütung verlieren und

sich schadensersatzpflichtig machen. Vor allem

Kanzleien mit mehreren Anwälten sind daher

gut beraten, vor Annahme eines Mandats

mögliche Interessenkollisionen zu identifizie-

ren und ihre Mandanten zu informieren.

MALTE L. BRUHNS  ist Rechtsanwalt bei CMS

Hasche Sigle in Köln. 
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